
Eigentümerbefugnisse

um persönliche Schulden eines Ehegatten handelt, 
die während der Ehe entstanden sind, oder wenn es 
um Unterhaltszahlungen geht, unabhängig davon, 
ob der Unterhalt vor oder während der Ehe fällig 
wurde.
Soll das gemeinschaftliche E. für Verbindlichkeiten 
eines Ehegatten in Anspruch genommen werden, 
hat der andere Ehegatte das Recht des Wider­
spruchs, das er bei Gericht geltend machen muß (§ 16 
Abs. 2 FGB; §§ 131 ff. ZPO). Das Gericht kann die 
Haftung auf bestimmte Teile des gemeinschaftlichen 
Eigentums begrenzen. Des weiteren hat der andere 
Ehegatte das Recht, die vorzeitige / Aufhebung der 
Eigentumsgemeinschaft der Ehegatten zu beantra­
gen.

Eigentümerbefugnisse - Rechte des persönlichen Ei­
gentümers im Umgang mit den ihm gehörenden Ob­
jekten des Eigentums. In §24 ZGB ist festgelegt: 
„Der Bürger ist zum Besitz und zur Nutzung der zu 
seinem Eigentum gehörenden Sachen berechtigt. Er 
ist berechtigt, über die ihm gehörenden Sachen zu 
verfügen, insbesondere das Eigentum einem ande­
ren zu übertragen sowie den Besitz und die Nutzung 
der Sachen einem anderen zu überlassen. “ E. ( / Be­
sitzbefugnis / Nutzungsbefugnis / Verfügungsbe­
fugnis) werden durch die Rechte zum Schutz des 
Eigentums (/* Eigentumsschutz) ergänzt. Die Ge­
samtheit der E. und diese Schutzrechte sowie die mit 
dem Eigentum verbundenen Pflichten kennzeichnen 
die rechtliche Stellung des persönlichen Eigentümers 
von / Sachen. E. bestehen aber auch im Hinblick 
auf Rechte, die den Zugang zu Sachen, vor allem zu 
Geld, vermitteln (z. B. Sparguthaben). E. ergeben 
sich hier aus den Vertragsbeziehungen. Jede der E. 
erfüllt eine spezifische Aufgabe bei der Verwirkli­
chung der Funktion des / persönlichen Eigentums; 
alle E. sind aber auch eng miteinander verbunden. 
So sind Besitzen und Nutzen oft einheitliche Lebens­
vorgänge, und viele Verfügungen sind Formen der 
Eigentumsnutzung. Die Wahrnehmung der Gesamt­
heit der Befugnisse in ihren verschiedenen Verbin­
dungen ist der gesetzlich zulässige Gebrauch des per­
sönlichen Eigentums. Die Bürger üben ihn eigenver­
antwortlich aus und orientieren sich dabei immer 
stärker an der Moral und Lebensweise der Arbeiter­
klasse.

Eigentum gesellschaftliche!: Organisationen / so­
zialistisches Eigentum

Eigentumserwerb - durch Kauf, Schenkung oder an­
deren Vertrag, durch Erbschaft oder auf Grund der 
Entscheidung eines Gerichts, Staatlichen Notariats 
oder eines anderen staatlichen Organs oder kraft Ge­
setzes erlangtes Eigentumsrecht an einer / Sache 
(§25 ZGB). Wichtigste Form des E. ist die durch 
Vertrag. Hier geht das Eigentum in der Regel durch 
Übergabe der Sache (Verschaffung des / Besitzes) 
über (§26 Abs. 1 ZGB). Beim Kaufvertrag ist hierzu

gemäß § 139 Abs. 3 ZGB auch die Zahlung des Kauf­
preises erforderlich, soweit nichts anderes vereinbart 
wurde (wie z. B. bei Kauf auf Rechnung). Vom Zeit­
punkt der Übergabe an trägt der Erwerber die sich 
aus zufälliger Vernichtung oder Beschädigung der 
Sache ergebenden materiellen Nachteile (Gefahrtra­
gung). Der Eigentumsübergang ist gemäß §26 
Abs. 1 ZGB auch in der Weise möglich, daß durch 
Vereinbarung der Erwerber Eigentümer der Sache 
wird, der Veräußerer jedoch im Besitz derselben 
bleibt (z. B. kann vereinbart werden, daß der Veräu­
ßerer die Sache so lange verwahrt, bis dem Erwerber 
die Abholung möglich ist), oder daß ein Anspruch 
des Veräußerers auf Herausgabe der Sache gegen­
über einem Dritten an den Erwerber abgetreten wird 
(z. B. Verkauf einer zur Reparatur befindlichen Sa­
che). Beim / Grundstückserwerb geht das Eigen­
tumsrecht mit der Eintragung ins Grundbuch auf den 
Erwerber über (§ 26 Abs. 2 ZGB). Rechtswirksamer 
E. auf vertraglicher Grundlage setzt gemäß §27 
ZGB voraus, daß der Veräußerer selbst Eigentümer 
oder zur Veräußerung berechtigt ist (z. B. bei einem 
Verkauf in Kommission). Hat der Erwerber die Sa­
che von einem Nichtberechtigten erhalten, so ist der 
E. im Regelfall ausgeschlossen, auch wenn er in Un­
kenntnis darüber war (Verbot des sogenannten gut­
gläubigen Erwerbs). Ausnahmen gelten beim Kauf 
im Einzelhandel sowie beim Erhalt von Geld und 
Wertpapieren (§28 ZGB): Hier erlangt der Erwer­
ber das Eigentum, sofern er nicht weiß, daß die Ver­
äußerung unrechtmäßig ist. Der E. durch Entschei­
dung staatlicher Organe ist bei der / Ehescheidung 
oder bei der / Erbauseinandersetzung bedeutsam 
(z. B. gerichtliche Entscheidung über die Verteilung 
des / Eigentums der Ehegatten und seine Umwand­
lung in Alleineigentum der bisherigen Partner). E. 
kraft Gesetzes tritt insbesondere bei der / gesetzli­
chen Erbfolge ein, ansonsten ist er ein Ausnahmefall 
(z.B. / Ersitzung). Unter Berücksichtigung der 
hinsichtlich der Eigentümerstellung und Wahrneh­
mung der Eigentümerrechte bestehenden Besonder­
heiten gelten die Vorschriften und Grundsätze des 
E. für alle Eigentumsarten.

Eigentumsgemeinschaft / Eigentum der Ehegatten 
/* Erbengemeinschaft / Gemeinschaften von Bür­
gern / gemeinschafliches Eigentum / Hausge­
meinschaft

Eigentumsschutz - Gesamtheit staatlich-rechtlicher 
Maßnahmen zur Abwehr von Angriffen, Beein­
trächtigungen, Störungen und anderen rechtswidri­
gen Einwirkungen auf das / sozialistische Eigentum 
und das / persönliche Eigentum. E. ist ein Gebot 
der Verfassung (Art. 10 und 11), das durch spezielle 
Schutzvorschriften verschiedener Rechtszweige ver­
wirklicht wird. Er erstreckt sich sowohl auf die 
Eigentumsverhältnisse als auch auf die einzelnen 
Eigentumsobjekte. Ziel des E. ist es, daß jedermann 
(Bürger und Betriebe) die allgemeine Pflicht erfüllt, 
„sich so zu verhalten, daß das Leben und die Ge­
sundheit der Bürger nicht verlezt werden und dem 
sozialistischen Eigentum sowie dem persönlichen
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